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Sehr geehrter Herr Gehlen,

haben Sie vielen Dank fül Ihr Schreiben vom 14. Ianuar 2016 zum Thema TTIP, CETA

und TISA.

Zurn Thema Investitionsschutz und Schiedsverfahren hat die EU-Komnission im ]ahr
2014 öffentliche Konsultationen durchgeführt, die es Bürgern, Unternehmen und
interessierten Gruppen ermöglichten, ihre Positionen in den Verhandlungsprozess
einzubringen. Die EU-Kommission legt auf dieser Basis gemeinsam mit den
Mitgliedstaaten und dem Eulopäischen Pallament ihre Verhandlungsposition fest.

Es ist unsere Position, dass Regelulgen zurl Schutz des Allgemeinwohls, die
lechtsstaatlich und demoklatisch begründet sind, nicht unterwandert werden dürfen.
Nur Investitionen, die im Einklang nit den gesetzlichen Bestimmungen des Gaststaats

stehen, sind durch lnvestitionsschutzverträge geschützt. Nicht diskriminierende
Volschriften zun Umwelt-. Verbraucher- oder Arbeitnehnerschutz können kein
Klagerecht von Unternehn-ren begründen.

Leider ist festzustellen, dass zun-r Teil gezielte Desinfbrmationskalnpaglten gegeu

Investitionsschutzbestimmungen geführt werden. Dies ist ans meiner Sicht
unaDgernessen. Investitionsschutz garantielt Untelnehmen, die itl Ausland investieren
wollen (2.8, eine Fabrik errichten wollen und damit Arbeitsplätze schaffen), dass ih-,-e

Investitionen dolt gerecht und gleichberechtigt mit den Investitionen der nationalen
Unternehmen behandelt werdel. Dles schafft Rechtssichelheit und Belechenbarkeit,
gerade auch für kleinere und mitteiständische Unternehmer, die sich keine eigene

Rechtsabteilung in elnem fremden Land leisten können. Investitionsschutzabkornmen
garantieren, dass Länder weltweit für ausländische Direktinvestitionen attraktiv sind.
Denn eine der größten Gefahren für Investolen in einern fremden Land besteht in
indirekten Enteignungen (2.8. Nicht-Alerkennung von Patenten, Verbote von
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Finanztransfers ins Heimatland, intransparente Vergabeverfahren). Deutschland hat
Investitionsschutzregeln vor rund 50 Jahren selbst erfunden und hat bereits mit rund 130

Staaten sogenannte Investitionsförderungs- und -schutzverträge abgeschlossen, damnter
auch mit anderen EU-Mitgliedern, Bisher hat es auf dieser Basis nur drei Klagen gegel
Deutschland gegeben. Keine Klage u'ar bisher erfolgreich.

Das bestehende hohe europäische Schutzniveau in velschiedenen Bereichen steht nicht
zur Disposition. Die EU r'r'ird keines ihrer Gesetze zurn Schutz von Menschen, Tieren
oder der Umwelt aufheben. Dafür setzt sich auch die Bundesregierung ein. Die
Gesundheit der EU-Ber'ölkerulg und der notitendige Ur.nweltschntz sind nicht
verhandelbar. Dies sollte uns aber nicht vom Ziel abbrrngen. Handel r.rnd Investitionen
transatlaltisch möglichst t'eitgehend zu erleicLrterl und unnötige Herlmnisse, \\'ie et\\'a

doppelte Zulassungs- und Zertifizierungsverfahren, abzuschaffen.

Zu der Befürchtung, es die TTIP-Verhandlungen seien nicht ausreichend transparent.
kann ich lhnen versichern, dass dies unbegrrindet ist. Ganz im Gegenteil haben die
Verhandlungen inzwischen ein Ausmaß an Transparenz erreicht, rn'ie es bei keinem der
zahlreichen EU-Handelsabkommen in der Vergangenheit jemals erreicht worden ist. Die
EU-Kommission informiert regelmäßig das Europäische Parlament sowie die Regiemngen
der EU-Mitgliedstaaten Id.h. auch die Bundesregierung) über den Verhandlungsprozess.
Die Bundesregiemng gibt wiederum regelnäßige Informationen an den Deutschen
Bundestag. Damit ist gewährleistet, dass alle demokratisch legitimierten Institutionen
über aktuelle Entwicklungen bei den Verhandlungen informiert sind. Zudem tritt das

Abkommen nach Abschluss der Verhandlungen nur in Kraft, nachdem das Europäische
Parlament, die nationalen Parlamente sowie die Regierungen der EU-Mitgliedstaaten
zugestimrnt haben. Auch dadurch ist eine umfassende parlamentarische Kontrolle
sichergestellt.

Mit frerurdlichen Caüßen I
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